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Sehr geehrte Mitglieder, 

 
zum 31.03. ist die gemeinsame Abrechnungsempfehlung von BZÄK, PKV und Beihilfe für die sog. 
Corona-Hygienepauschale ausgelaufen. Die Privaten Krankenversicherungsunternehmen sowie die 
Beihilfe von Bund und Ländern hatten, wie im letzten Beschluss des gemeinsamen 
Beratungsgremiums bereits in Aussicht gestellt, einer erneuten Verlängerung der Hygienepauschale 
nicht zugestimmt. 
 
Die Bundeszahnärztekammer hat anlässlich dessen zu den Abrechnungsalternativen geäußert: 
 
“Nach § 4 Absatz 3 GOZ sind mit den Gebühren sind die Praxiskosten einschließlich der Kosten für 
Füllungsmaterial, für den Sprechstundenbedarf, für die Anwendung von Instrumenten und Apparaten 
sowie für Lagerhaltung abgegolten, soweit nicht im Gebührenverzeichnis etwas anderes bestimmt ist. 
 
Bei den Praxiskosten handelt es sich um Aufwendungen, die ohne Möglichkeit der Zuordnung zu 
einzelnen Patienten allgemein, durch die Einrichtung und den Betrieb einer Praxis entstehen (z.B. 
Löhne, Strom, Wasser, Bürobedarf). (vgl. Bundessozialgericht, Urteil vom 16.1.1991, Az.: 6 RKA I2/90). 
… 
 
Bei den gleichfalls abgegoltenen Kosten des Sprechstundenbedarfs, d.h. insbesondere 
Kleinmaterialien (z. B. Mulltupfer, Watte- oder Schaumstoffpellets) und geringwertige Medikamente 
(H2O2, Alkohol). Hierzu zählen auch … Schutzmasken. Dass sich der Einsatzkreis durch die derzeitige 
Situation extrem ausgeweitet hat, spielt hierbei – bedauerlicherweise – keine Rolle. 
 
Berücksichtigung nach § 5 Absatz 2 GOZ 
Kommt eine Berücksichtigung der ausufernden, außergewöhnlichen Hygienekosten in Umsetzung des 
Beschlusses Nr. 34 des Beratungsforums nicht in Betracht, z.B. weil die Behandlung außerhalb des 
Geltungszeitraums erfolgte oder weil der Patient keine Erstattung durch PKV oder Beihilfe erwarten 
kann, kommt alternativ (!) eine Berücksichtigung bei der Bemessung der erbrachten zahnärztlichen 
Leistungen nach § 5 Abs. 2 in Betracht. 
 
Das Kriterium der Schwierigkeit– auch Schwierigkeit des Krankheitsfalles (vgl. Abs. Satz 2) – bietet 
eine Möglichkeit, körperliche und geistige Belastungsaspekte bei der Leistungserbringung zu 
berücksichtigen. Da die Berücksichtigung subjektiver Schwierigkeiten nicht unumstritten ist, empfiehlt 
es sich gleichwohl, die ursächlichen objektiven, zur subjektiven Schwierigkeit führenden Umstände in 
der Rechnung aufzuzeigen. Hierunter kann die Behandlung mit besonderen Ansteckungsrisiken und 
damit verbundener Belastung subsumiert werden. 
 
Der besondere Aufwand für Hygienemaßnahmen wird sich zudem in einem erhöhten Zeitaufwand 
niederschlagen, der ebenfalls bei der Gebührenbemessung einbezogen werden könnte. 
 
Das Kriterium Umstände bei der Ausführung bildet einen Auffangtatbestand für einen besonderen 
Aufwand, der sich nicht in der Schwierigkeit oder dem Zeitaufwand niederschlägt. Hierzu zählen 
insbesondere Verständigungsschwierigkeiten oder Behandlungen außerhalb der Praxis z.B. im 
Zusammenhang mit Unfällen, aber durchaus auch andere Behandlungsumstände, die in der Person 
des Patienten bzw. seinem aktuellen Zustand begründet sind. Es liegt auf der Hand, dass ein 
potentieller Ausscheider von Coronaviren einen solchen besonderen Behandlungsumstand darstellen 
kann. 
 
Auch wenn den Erstattungsstellen in der aktuellen Krisensituation Zurückhaltung bei der 
Rechnungsprüfung zu empfehlen ist, sollte die Begründung nicht schematisch durch den Zusatz 
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„erhöhter Hygieneaufwand wegen Coronavirus“ o.ä. erfolgen, sondern der Aufwand durch 
Beschreibung der ergriffenen Maßnahmen näher spezifiziert werden. 
 
Berücksichtigung in einer Vereinbarung mit dem Patienten 
Wenn die Leistung wegen der ausufernden Hygienekosten betriebswirtschaftlich nicht mehr 
darstellbar ist, bleibt zudem der Weg über eine Vereinbarung nach § 2 Absatz 1 GOZ, die diesen 
Ausgabenblock angemessen berücksichtigt.“ 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

                                               
 
RA Sascha Milkereit       
BDO-Hauptstadtrepräsentant    
 
 
 


